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Erläuterungen zur EAG-VO Novelle 2018 

Allgemeiner Teil 

Auf Grund in jüngster Zeit erfolgen delegierten Richtlinien der EU-Kommission zur Ergänzungen der 
Richtlinie 2011/65/EU zur Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und 
Elektronikgeräten (RoHS-RL) sowie auf Grund der Richtlinie (EU) 2017/2102 zur Änderung der 
Richtlinie 2011/65/EU zur Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und 
Elektronikgeräten besteht Umsetzungsbedarf in Österreich, der durch diese Novelle erfüllt werden soll. 

Besonderer Teil 

Zur Z 1 (§ 3 Z 28) 

Die Definition der in Verkehr gesetzten Masse an Elektro- und Elektronikgeräten entspricht der des Art 2 
lit a der Durchführungsverordnung (EU) 2017/699 der Kommission vom 18. April 2017 über eine 
gemeinsame Methode für die Berechnung des Gewichts von in den einzelnen Mitgliedstaaten in den 
Verkehr gebrachten Elektro- und Elektronikgeräten und für die Berechnung der Menge, nach Gewicht, 
der in den einzelnen Mitgliedstaaten angefallenen Elektro- und Elektronik-Altgeräte, ABl. Nr. L 103 vom 
19.04.2017, S 17. 

Zu Z 2 bis Z 5 (§ 4): 

Im § 4 sollen die Änderungen im Geltungsbereich, die sich aus der Richtlinie (EU) 2017/2102 zur 
Änderung der Richtlinie 2011/65/EU ergeben umgesetzt werden. 

Das betrifft: 

§ 4 Abs. 2 Z 7 lit f: Sekundärmarkttätigkeiten für Elektro- und Elektronikgeräte: Reparatur, Austausch 
von Ersatzteilen, Nachrüstung und Wiederverwendung sowie Nachbesserung, sollen erleichtert werden, 
um die Kreislaufwirtschaft zu fördern. 

Gemäß der Richtlinie 2011/65/EU dürfen Elektro- und Elektronikgeräte, die nicht in den Geltungsbereich 
der vorherigen Richtlinie 2002/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates fielen, den 
Anforderungen der Richtlinie 2011/65/EU jedoch nicht entsprechen würden, bis zum 22. Juli 2019 
weiterhin auf dem Binnenmarkt bereitgestellt werden. Nach diesem Datum waren jedoch sowohl das 
erstmalige Inverkehrbringen als auch Sekundärmarkttätigkeiten für nichtkonforme Elektro- und 
Elektronikgeräte verboten. Ein solches Verbot von Sekundärmarkttätigkeiten steht im Widerspruch zu 
den allgemeinen Grundsätzen der Maßnahmen der Union zur Angleichung der Rechtsvorschriften für 
Produkte und soll daher aufgehoben werden. 

§ 4 Abs. 2 Z 8: Ersatzteile zur Wiederverwendung: 

Für alle Kategorien von Elektro- und Elektronikgeräten, die in Anhang I der Richtlinie 2011/65/EU 
festgelegt sind, sollten die Bedingungen für die Ausnahme von wiederverwendeten Ersatzteilen, die aus 
Elektro- und Elektronikgeräten ausgebaut werden, eindeutig festgelegt werden. Da Ausnahmen von der 
Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe von begrenzter Dauer sein sollten, sollte 
ferner die maximale Geltungsdauer bestehender Ausnahmen für alle Kategorien von Elektro- und 
Elektronikgeräten, einschließlich derer der Kategorie 11(Geräte, die keiner der bisherigen 10 Kategorien 
zugeordnet werden konnten), ebenso eindeutig festgelegt werden. 

Voraussetzung soll sein, dass die Wiederverwendung in einem überprüfbaren geschlossenen 
zwischenbetrieblichen System erfolgt und den Verbrauchern mitgeteilt wird, dass Ersatzteile 
wiederverwendet wurden. 

§ 4 Abs. 2b Z 5: Die Richtlinie 2011/65/EU gilt nicht für bewegliche Maschinen mit eigener 
Energieversorgung, die nicht für den Straßenverkehr bestimmt sind und ausschließlich zur professionellen 
Nutzung zur Verfügung gestellt werden. Bestimmte Arten von beweglichen Maschinen, die nicht für den 
Straßenverkehr bestimmt sind, werden jedoch in derselben Produktionslinie in zwei Ausführungen 
hergestellt, wobei der einzige Unterschied in der Energieversorgung (entweder eigene oder externe 
Energieversorgung) besteht. Diese Ausführungen sollen in der Verordnung gleich behandelt werden. 
Nicht für den Straßenverkehr bestimmte bewegliche Maschinen mit externem Antrieb über Netzkabel 
sollen daher ebenfalls aus dem Geltungsbereich ausgenommen werden. 

§ 4 Abs. 2b Z 10: Pfeifenorgeln: Orgelpfeifen werden unter Verwendung einer besonderen Bleilegierung 
hergestellt, für die bislang keine Alternative gefunden wurde. Die meisten Pfeifenorgeln bleiben über 
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Jahrhunderte am selben Ort mit einer sehr geringen Austauschquote. Pfeifenorgeln sollen daher aus dem 
Geltungsbereich ausgeschlossen werden, da ihre Einbeziehung nur unwesentliche Vorteile für die 
Substitution von Blei hätte. 

Zu Z 6 und Z 7: 

Die Umsetzungsbestimmung und die Inkrafttretensbestimmungen sollen jeweils ergänzt werden. 

Das spätere Inkrafttreten der Änderungen im Anhang 2 erklärt sich aus der ausdrücklichen Anordnung in 
den jeweiligen delegierten Richtlinien. 

Zu Z 8 bis Z 10 (Anhang 2) 

Mit den Ergänzungen des Anhangs 2 soll den neuesten Entscheidungen innerhalb der EU entsprochen 
werden: 

Zu den Z 9b und 9b I des Anhangs 2: 

Blei wird in Lagerschalen von Kältekompressoren verwendet, die hermetisch verschlossen sind, um ein 
Austreten des Kältemittels zu verhindern. Blei verringert die Reibung im Lager, da es bei unzureichender 
Schmierung als Festschmierstoff fungiert. 

Bleifreie Lager sind zwar machbar, sie können jedoch im Falle von Kältemittel enthaltenden 
Kompressoren mit einer Nennleistungsaufnahme von 9 kW oder weniger Bleilager noch nicht zuverlässig 
ersetzen. 

Blei in Lagerschalen und -buchsen für Kältemittel enthaltende hermetische Scrollkompressoren mit einer 
Nennleistungsaufnahme von 9 kW oder weniger für Heiz-, Belüftungs-, Klima- und Kühlanwendungen 
(HVACR) soll daher bis zum 21. Juli 2019 von der Beschränkung ausgenommen werden. 

Zur Z 13a des Anhangs 2: 

Bleibasierte Gläser werden wegen der einzigartigen Kombination ihrer Eigenschaften und Merkmale 
(Lichtleitfähigkeit, optische Dispersion, Wärmeleitfähigkeit, Doppelbrechung usw.) verwendet. 
Alternative bleifreie optische Gläser gibt es in Form von bleifreiem Glas, Kunststofflinsen und 
alternativem Gerätedesign. Diese Alternativen können jedoch mehrere bleihaltigen Gläsern vergleichbare 
Eigenschaften und deren Kombinationen nicht bieten. 

Soweit Substitutionsprodukte einfach zu finden waren, werden diese bereits verwendet. Für die übrigen 
Verwendungen gibt es noch immer keine Alternativen. Somit ist eine Substitution für die gesamte 
Bandbreite von Verwendungen allgemein nicht möglich. Blei in Weißglas für optische Anwendungen soll 
daher bis zum 21. Juli 2021 für die Kategorien 1 bis 7 und 10 von der Beschränkung ausgenommen 
werden. Angesichts der Innovationszyklen bei dieser Art optischer Anwendungen dürfte sich die Dauer 
dieser Ausnahmeregelung kaum negativ auf die Innovation auswirken. 

Zu den Z 13b, 13b I, 13b II und 13b III des Anhangs 2: 

Cadmium- und/oder bleihaltige optische Filtergläser werden in vielfältigen optischen Anwendungen für 
viele Arten von Elektro- und Elektronikgeräten verwendet. Cadmium und Blei werden ihrer einzigartigen 
optischen Eigenschaften wegen verwendet, wie die hohe Trennschärfe im sichtbaren Spektrum, auf die 
der Blickwinkel keinen Einfluss hat. Es gibt zwar verschiedene Substitutionsmöglichkeiten, doch ist bei 
den Substitutionsprodukten die Kante nicht für alle Verwendungen hinreichend steil. In den wenigen 
Fällen, in denen Alternativen diesbezüglich als hinreichend leistungsfähig erachtet werden, sind die 
Werkstoffe zu empfindlich für die Umgebungsbedingungen beim Betrieb (z. B. Wärme oder UV-Licht) 
und daher nicht vergleichbar zuverlässig. 

Deshalb stehen für viele Verwendungen noch keine geeigneten Alternativen zur Verfügung und die Suche 
nach Alternativen ist kompliziert und zeitaufwändig, weswegen fünf Jahre eine gerechtfertigte Dauer für 
die Kategorien 1 bis 7 und 10 ist. 

Bestimmte cadmium- und/oder bleihaltige optische Filtergläser sollten daher bis zum 21. Juli 2021 für die 
Kategorien 1 bis 7 und 10 von der Beschränkung ausgenommen werden. Angesichts der 
Innovationszyklen bei diesen betroffenen Elektro- und Elektronikgeräten dürfte sich die Dauer dieser 
Ausnahmeregelung kaum negativ auf die Innovation auswirken. 

Zur Z 39a des Anhangs 2: 

Gemäß Anhang III Nummer 39 der Richtlinie 2011/65/EU war die Verwendung von Cadmium in 
farbkonvertierenden Leuchtdioden (LED) zur Verwendung in Beleuchtungen oder Display-Systemen bis 
zum 1. Juli 2014 von dem Verbot ausgenommen. 

Die Europäische Kommission erhielt im Einklang mit Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie 2011/65/EU vor 
dem 1. Januar 2013 einen Antrag auf Erneuerung dieser Ausnahme. 
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Farbkonvertierende LED mit Quantenpunkten haben sich in Bezug auf Energieeffizienz und Farbleistung 
gegenüber früheren Technologien als vorteilhaft erwiesen. Die Gesamtbilanz der Verwendung von 
Quantenpunkten auf Cadmiumbasis in Displays lässt positive Auswirkungen erkennen, da diese 
gegenüber derzeit verfügbaren alternativen Technologien weniger Energie verbrauchen. Die 
umweltschädigenden, gesundheitsschädigenden und die Sicherheit der Verbraucher gefährdenden 
Gesamtauswirkungen der Substitution von Quantenpunkten auf Cadmiumbasis in Display-Anwendungen, 
in denen Quantenpunkte verwendet werden, überwiegen voraussichtlich die Gesamtvorteile für die 
Umwelt, die Gesundheit und die Sicherheit der Verbraucher. 

Die Verwendung von Cadmiumselenid in cadmiumhaltigen Halbleiter-Nanokristall-Quantenpunkten zur 
Wellenlängenwandlung („Downshifting“) zur Verwendung in Display-Beleuchtungsanwendungen sollte 
daher für einen Zeitraum von zwei Jahren ab Veröffentlichung der Delegierten Richtlinie im Amtsblatt 
der Europäischen Union von dem Verbot ausgenommen werden. Diese kurze Gültigkeitsdauer der 
Ausnahme dürfte keine negativen Auswirkungen auf die Innovation und die Entwicklung cadmiumfreier 
Alternativen haben. 

Zu Z 11 und Z 12 (Anhang 5) 

Im Kapitel 6 „Jahresausgleich“ sollen zwei Klarstellungen betreffend die Berechnung durch die 
Elektroaltgeräte Koordinierungsstelle erfolgen. 
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